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RS Dok 2001/3/1 17/9-BK/01
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 01.03.2001

Norm

AVG §64a

BDG §41a Abs6

BDG §41f Abs1 Z1

1. AVG § 64a heute

2. AVG § 64a gültig ab 01.01.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

3. AVG § 64a gültig von 01.07.1995 bis 31.12.1998 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 471/1995

4. AVG § 64a gültig von 01.02.1991 bis 30.06.1995

Schlagworte

Berufungsvorentscheidung, keine Anwendung im Verfahren vor der Berufungskommission

Rechtssatz

Gemäß § 41f Abs. 1 Z 1 BDG ist § 64a AVG auf das Verfahren vor der BerK nicht anzuwenden. Dies bedeutet, dass die

Regelungen über die Berufungsvorentscheidung im Verfahren über eine Berufung gegen eine Versetzung auch von der

Dienstbehörde 1. Instanz nicht anzuwenden sind. Denn, nach § 41a Abs. 5 BDG hat die BerK ihre Entscheidung ohne

unnötigen Aufschub möglichst binnen drei Monaten ab Einbringung der Berufung zu tre=en, woraus folgt, dass die

Berufung unverzüglich der BerK vorzulegen ist.Gemäß Paragraph 41 f, Absatz eins, Zi=er eins, BDG ist Paragraph 64 a,

AVG auf das Verfahren vor der BerK nicht anzuwenden. Dies bedeutet, dass die Regelungen über die

Berufungsvorentscheidung im Verfahren über eine Berufung gegen eine Versetzung auch von der Dienstbehörde 1.

Instanz nicht anzuwenden sind. Denn, nach Paragraph 41 a, Absatz 5, BDG hat die BerK ihre Entscheidung ohne

unnötigen Aufschub möglichst binnen drei Monaten ab Einbringung der Berufung zu tre=en, woraus folgt, dass die

Berufung unverzüglich der BerK vorzulegen ist.

Erfolgt aber trotzdem aufgrund einer Berufung in einer Angelegenheit des § 41a Abs. 6 BDG eine

Berufungsvorentscheidung durch eine Dienstbehörde 1. Instanz, so ist diesbezüglich § 64a Abs. 3 AVG anzuwenden,

dass eine an sich unzuständigerweise ergangene Berufungsvorentscheidung durch den Vorlageantrag außer Kraft tritt.

Diese Lösung gebietet sich einerseits aus Gründen der Verfahrensökonomie, andererseits ist gerade der Vorlageantrag

als wirksames Rechtsschutzinstrument gegen eine Berufungsvorentscheidung vorgesehen. Mit dem Außerkrafttreten

ist die Entscheidung über die Berufung durch die allein zuständige BerK o=en. Jede andere Auslegung wäre dem

Rechtsschutzinteresse des betro=enen Beamten abträglich und würde ihm eine Entscheidung durch die BerK

verwehren bzw. die im gesetzlich zugewiesenen Rechtsbereich umfassende Entscheidungsbefugnis der BerK

einschränken.Erfolgt aber trotzdem aufgrund einer Berufung in einer Angelegenheit des Paragraph 41 a, Absatz 6, BDG

eine Berufungsvorentscheidung durch eine Dienstbehörde 1. Instanz, so ist diesbezüglich Paragraph 64 a, Absatz 3,

AVG anzuwenden, dass eine an sich unzuständigerweise ergangene Berufungsvorentscheidung durch den

Vorlageantrag außer Kraft tritt. Diese Lösung gebietet sich einerseits aus Gründen der Verfahrensökonomie,
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andererseits ist gerade der Vorlageantrag als wirksames Rechtsschutzinstrument gegen eine

Berufungsvorentscheidung vorgesehen. Mit dem Außerkrafttreten ist die Entscheidung über die Berufung durch die

allein zuständige BerK o=en. Jede andere Auslegung wäre dem Rechtsschutzinteresse des betro=enen Beamten

abträglich und würde ihm eine Entscheidung durch die BerK verwehren bzw. die im gesetzlich zugewiesenen

Rechtsbereich umfassende Entscheidungsbefugnis der BerK einschränken.

Im gegenständlichen Fall hat die Dienstbehörde 1. Instanz über die vom BW eingebrachte Berufung eine

Berufungsvorentscheidung nach § 64a AVG erlassen. Da der BW in seinem der Rechtsmittelbelehrung entsprechenden

Antrag die Aufhebung der Berufungsvorentscheidung verlangt, ist aufgrund dieses als Vorlageantrag zu

qualiBzierenden Schreibens des BW an die Dienstbehörde 1. Instanz die Berufungsvorentscheidung außer Kraft

getreten; die BerK hat demnach über die (o=ene) Berufung zu entscheiden.Im gegenständlichen Fall hat die

Dienstbehörde 1. Instanz über die vom BW eingebrachte Berufung eine Berufungsvorentscheidung nach Paragraph 64

a, AVG erlassen. Da der BW in seinem der Rechtsmittelbelehrung entsprechenden Antrag die Aufhebung der

Berufungsvorentscheidung verlangt, ist aufgrund dieses als Vorlageantrag zu qualiBzierenden Schreibens des BW an

die Dienstbehörde 1. Instanz die Berufungsvorentscheidung außer Kraft getreten; die BerK hat demnach über die

(offene) Berufung zu entscheiden.
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